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Tagesordnungspunkt
Gesamtschule Eving
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
 
auf die gemeinsame Bitte der CDU-Fraktion, Fraktion B90/Die Grünen + Volt und der SPD-
Fraktion um Stellungnahme zum oben genannten Tagesordnungspunkt antworte ich Ihnen 
wie folgt:
 
Frage 1:
Auf Grund vertraglich schützenswerter Inhalte wird die Frage innerhalb des nichtöffentlichen 
Teils der Sitzung beantwortet (DS-Nr. 00347-25/4). 
 
Frage 2a:
Die Naturschutzbehörde wird im Rahmen der Bauleitplanverfahren beteiligt. Die 
widersprechenden Festsetzungen des Landschaftsplans treten mit dem Inkrafttreten des 
Bebauungsplans außer Kraft, sofern der Träger der Landschaftsplanung im 
Beteiligungsverfahren dem FNP nicht widersprochen hat.
 
Im Aufstellungsbeschluss werden dazu folgende Voraussetzungen benannt:
„Die im Bauleitplanverfahren zu erfassenden Belange des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 sowie § 1a BauGB sind 
gemäß § 2 Abs. 3 als Abwägungsmaterial zu ermitteln und in einem Umweltbericht zu 
beschreiben sowie zu bewerten. Gemäß § 2a BauGB bildet der Umweltbericht einen 
gesonderten Teil der Begründung zum Bauleitplan. Seine inhaltlichen Anforderungen haben 
den Ausführungen der Anlage zu § 2 Abs. 4 BauGB zu genügen. Möglichst frühzeitig sind 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (Scoping) abzustimmen. 
 
Die Aspekte der Bodenschutzklausel gemäß § 1a Abs. 2 BauGB, die Anwendung der 
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Eingriffsregelung gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sowie die artenschutzrechtliche 
Relevanzprüfung bzgl. der artenschutzrechtlichen Vorschriften gemäß der §§ 19 Abs.3, 44 
sowie 45 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind in den Umweltbericht zu integrieren. 
Nach § 18 BNatSchG ist über Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung eines Bauleitplans zu 
erwarten sind, nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden. Gemäß § 1a 
BauGB sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 6 BauGB die Vermeidung sowie der Ausgleich 
der zu erwartenden Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft zu berücksichtigen. 
 
Der Scopingfachbeitrag und darauf basierend der Umweltbericht werden nach der Einleitung 
des Verfahrens erarbeitet. Das Scopingverfahren ist nach dem Aufstellungsbeschluss im 
Rahmen des frühzeitigen Beteiligungsverfahrens vorgesehen. Der Umweltbericht wird 
erarbeitet und zur Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB vorliegen. 
 
Neben der Erstellung eines Umweltberichtes gemäß § 2a BauGB wird im Zuge des 
Aufstellungsverfahrens des Bebauungsplanes die Erarbeitung weiterer Gutachten geprüft. 
Die bestehenden Beschlüsse zur Umsetzung von Dachbegrünung und Photovoltaik werden 
im weiteren Verfahren berücksichtigt.“
 
Frage 2b:
Eine Änderung des Regionalplanes ist notwendig und wird im Rahmen der Arbeiten zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes Ev158 durchgeführt. 
Für die Änderung des Regionalplanes werden ca. 2 Jahre veranschlagt. Je nach den 
Besonderheiten vor Ort kann die Änderung in Einzelfällen länger dauern.
Die Erfolgsaussichten einer Änderung des Regionalplanes innerhalb der angegebenen Frist 
werden insgesamt auf Grund des beanspruchten Verwendungszweckes und der Gesamtlage
der Fläche als aussichtsreich eingeschätzt.
 
Frage 2c:
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird eine Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung 
vorgenommen. Die erforderlichen Ausgleichsflächen und -maßnahmen werden in 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde im weiteren Verfahren ermittelt und 
verortet.
 
Frage 2d:
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wird in Abstimmung mit den entsprechenden 
Fachbereichen (EB 70, FB 60) eine Entwässerungskonzeption erarbeitet, in der auch die 
Auswirkungen von Starkregenereignissen betrachtet werden. 
Grundsätzliche freiraumplanerische und grünordnerische Festsetzungen, die im 
Bebauungsplan getroffen werden und unter anderem auch die Entwässerung unterstützen, 
sind aus der untenstehenden Tabelle zum Aufstellungsbeschluss zu entnehmen. 
Die in der untenstehenden Tabelle genannten Bedarfe sind beim Bau gleichartiger Gebäude 
im gesamten Stadtgebiet zu erbringen und entsprechen den Vorgaben aus der 
Schulbauleitlinie und des Leitfadens zum klimaneutralen Bauen der Stadt Dortmund.
 

Freiraumplanung / grünordnerische Festlegungen / Festsetzungen

Festsetzung lt. B-Plan und/oder vertragliche Regelungen

Kriterium Ausprägung

 Fassadenbegrünung  keine verbindliche Vorgabe
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 Dachbegrünung

 Dachbegrünung für die Gebäude, 
einschließlich Nebengebäude und 
Fahrradparkhäuser, werden 
verbindlich vorgegeben 

 Grünstrukturen/ 
Freiflächengestaltung

 Soweit möglich naturnah gestaltete 
Schulhofflächen, die auch der 
Entwässerung dienen 

 Überflutungsschutz

 Notwasserweg mit Gefälle nach 
Norden in Richtung Mulden-Rigolen-
System (MRS)

 Notüberlauf MRS in den Kirchderner 
Graben 

 Dezentrale 
Regenwasserbewirtschaftung

 Dachbegrünung

 dezentrale Mulden- und Mulden-
Rigolen Systeme

 Begrünung Schulhof

 Wasserdurchlässige Beläge für 
interne Erschließungsanlagen 

 Kompensationsflächen/ -maßnahmen
sowie Artenschutzflächen

 Kompensation der 
Biotopwertdifferenz z.B. über die 
Entwicklung einer artenreichen 
Wiese nördlich des Schulgeländes 

 Besonderheiten  keine

 
 
Frage 3:
Grundsätzlich erfolgt die Erschließung über die Preußische Straße. Dies ist für den 
notwendigen Verkehr (Versorgung, Lehreranfahrten) ausreichend. Im Rahmen der 
Aufstellung des Bebauungsplans Ev158 findet ein entsprechendes Verkehrsgutachten statt, 
welches  u.a. die zu erwartende Belastung ermittelt. Aus den Ergebnissen wird sich ergeben 
inwieweit eine zusätzliche Erschließung notwendig oder überhaupt sinnvoll ist (z.B. Walter-
Kohlmann-Straße, Am Beisenkamp). 
 
Frage 3a:
Die Einrichtung einer Zufahrt durch die Walter-Kohlmann-Straße hängt von den Ergebnissen 
der Verkehrsgutachten ab. Hier spielt eine Hauptrolle inwieweit überhaupt der Bedarf der 
Anfahrt durch Fahrzeuge aus nördlicher Richtung zu erwarten ist und ob eine Zufahrt über 
die Walter-Kohlmann-Straße eine tatsächliche Verbesserung der Situation herbeiführen 
würde. Auf Grund der notwendigen Abstimmungen mit dem Land NRW und der 
Anpassungen hinsichtlich der Schulen, ist diese Erschließung nur wahrscheinlich, wenn eine 
entsprechende Notwendigkeit und Geeignetheit in dieser Hinsicht nachweislich besteht. 
 
Frage 3b:
Auf Grund der notwendigen Abstimmung mit dem Land NRW sind weder Kosten noch 
Zeitplanung zum jetzigen Zeitpunkt valide schätzbar, da Teilaufgaben dieser Erschließung 
sowie Grundstücksverhältnisse außerhalb der Regelungsmacht der Dortmunder 
Stadtverwaltung liegen.
 
Frage 4:
Am Heisenberg-Gymnasium haben bereits umfangreiche Neubauarbeiten in Modulbauweise 
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stattgefunden. Die Baustellenverkehre sind dabei durch die Preußische Straße abgewickelt 
worden. Es bestehen bereits entsprechende Erfahrungen, auf denen die Planung 
fortentwickelt werden kann. Alle Belastungen sind dabei vorübergehend und durch die 
Modulbauweise für die kürzeste Zeitspanne vorgesehen. Trotzdem ist in der Bauphase mit 
einer höheren Belastung zu rechnen.
 
Frage 4a:
Die Anzahl der wegfallenden Parkplätze hängt von den Gesamtplanungen der Baustelle ab. 
Auf Grund des Baus auf der Fläche nördlich des Heisenberg-Gymnasiums steht diese auch 
für die Lagerung von Modulteilen, die Aufstellung von Baufahrzeugen und Abwicklung des 
Baustellenverkehrs zur Verfügung. Die Beanspruchung der Parkplätze vor Ort, könnte daher 
geringer ausfallen als bei den Bauarbeiten am Heisenberg-Gymnasium im Bestand. 
Allerdings können zur Zeit nicht feststellbare Umstände auf der Baufläche dazu führen, dass 
vorübergehend, insbesondere die Lehrerparkplätze am Heisenberg-Gymnasium, nur 
eingeschränkt nutzbar sind. 
 
Frage 4b:
Die Einrichtung von Sammelplätzen hängt von Brandschutzkonzept und den notwendigen 
Fluchtwegen ab. Für die bereits bestehenden Schulgebäude sind die Sammelplätze bereits 
eingerichtet. Der Sammelplatz für das zukünftige Gebäude hängt von der Platzierung des 
Gesamtgebäudes auf der Fläche, den Zufahrten der Feuerwehr und dem 
Entfluchtungskonzept gemäß Brandschutzordnung ab. 
Ob ein zentraler Sammelplatz für alle Bestandsgebäude oder mehrere Sammelplätze 
sinnvoll sind entscheidet sich allein dahingehend, wie im Rahmen der Flucht- und 
Rettungswege die bestmögliche Sicherheit aller Beteiligten gewährleistet werden kann.
 
Frage 4c:
Die Einrichtung von Baustellen ist innerhalb der Stadt Dortmund genehmigungspflichtig. Die 
Genehmigungspflicht wird durch die Ordnungsbehörden der Stadt Dortmund überwacht 
(insbesondere Feuerwehr, Verkehrsbehörden, Bauaufsicht). Eine Baustellenlogistik, welche 
ein jederzeitiges Funktionieren der Flucht- und Rettungswege nicht sicherstellt, ist nicht 
genehmigungsfähig. Die genehmigenden Behörden sind in ihren Entscheidungen 
unabhängig und können nicht angewiesen werden, eine widerrechtliche Genehmigung zu 
erteilen.
 
 
Frage 5:
Die aktuelle Zusammenarbeit am Schulstandort zwischen der Theodor-Heuss-Realschule 
und dem Heisenberg Gymnasium funktioniert gut. Die Schulleitungen zeigen sich sowohl 
untereinander als auch im Umgang mit der Schulverwaltung stets kooperativ und bemüht, 
den Standort im Sinne der Schülerschaft zu verbessern.
 
Zurzeit laufen die Vorbereitungen zur Errichtung einer Planungsgruppe zur Neugründung der
Gesamtschule in Eving, die das pädagogische Konzept der neuen Schule erstellen wird. Sie 
soll im Frühjahr 2026 starten und wird sich u.a. zusammensetzen aus Vertretungen 
umliegender Grund- und weiterführender Schulen, der unteren und oberen Schulaufsicht und
des Schulträgers. Denkbar ist auch der Einbezug einer/s politischen Vertreterin/s der BV 
Eving, stellvertretend für die Evinger Bürgerschaft. Genauere Informationen, Anfragen und 
Einladungen werden in Kürze folgen.
Überlegungen zur guten Zusammenarbeit der drei Schulen sollten im Rahmen dieser 
Planungsgruppe ebenfalls mitgedacht und z. B. als ein Aspekt des Themas Kooperationen 
festgehalten werden. 
Denn selbstverständlich ist auch der Schulverwaltung ein gutes Miteinander und die Nutzung
von Synergieeffekten für alle an Schule Beteiligten (Schüler*innen, Lehrkräfte, Schulleitung, 
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päd. Personal etc.) ein großes Anliegen, die tatsächliche Ausgestaltung (auch eines zuvor 
erstellten pädagogischen Konzepts) obliegt letztlich den Schulen vor Ort. 
 
Die neue Gesamtschule wird nach den Vorgaben der Schulbauleitlinie errichtet. Darin ist 
ausgeführt, dass Schulen wichtige Bausteine eines Quartiers sind und auf vielfältige Weise 
zur Stabilisierung und Weiterentwicklung ihrer Umgebung beitragen können. Als öffentliche 
Gebäude bieten sie Raum für diverse außerschulische Aktivitäten. Meist konzentrieren sich 
solche Aktivitäten auf wenige Funktionsbereiche oder Räumlichkeiten (z. B. Sporthalle, Aula, 
Mensa, Café, Tanz- und Bewegungsraum, Musikraum, Kunstraum, Teilbereiche der 
schulbezogenen Freiflächen). Die typischen Nutzer*innen sind entweder andere 
Bildungsträger oder lokale Vereine und Initiativen. Dies wird auch für die Gesamtschule in 
Eving gelten.
 
Frage 5a:
Das Heisenberg Gymnasium hat im Sommer 2024 einen Anbau erhalten, welcher den 
modernsten Ansprüchen an Schulbauten entspricht. Sowohl in der Ausstattung als auch im 
Aufbau des Gebäudes nehmen Schüler*Innen und Schulpersonal das Gebäude als äußerst 
positiv wahr.
Überdies wurde ebenfalls im Jahr 2024 eine zusätzliche 3-fach Sporthalle geschaffen. Auch 
hier werden die Anforderungen an ein modernes Gymnasium erfüllt. Die ältere Bestandshalle
steht kurz vor einer grundlegenden Sanierung bzw. Modernisierung.
Neben den erwähnten Neubauten ist das Heisenberg Gymnasium insgesamt eine gut 
ausgestattete Schule, weshalb hier keine weiteren Baumaßnahmen im Zuge der 
Gesamtschule geplant sind.
 
Die Theodor-Heuss-Realschule kann die o.g. Sporthalle für die Schülerschaft nutzen. Zudem
liegt ein Auftrag zur Erweiterung des Mensabereiches vor. Aktuell wird ein komplett neuer 
Technikraum erstellt und ausgestattet. Die Theodor-Heuss-Realschule ist zudem eine Schule
des Startchancen-Programmes. Während der bereits erfolgten Begehung der Schule wurden
diverse Maßnahmen und Möglichkeiten erarbeitet. Die Umsetzung wird nach abschließender 
Begehung aller Startchancen-Schulen in Dortmund, sowie erfolgter Abstimmung zwischen 
dem Fachbereich Schule, der Schulaufsicht und den ausführenden Fachbereichen geprüft. 
Insofern sind auch hier Maßnahmen geplant, welche jedoch nicht Teil des Konzeptes der 
Gesamtschule Eving sind.
 
Aufgrund der vorliegenden Erfahrungen mit den Schulleitungen und der bereits doppelt 
genutzten Halle, ist davon auszugehen, dass durch die Gesamtschule weitere 
Synergieeffekte möglich sind. Diese sind selbstverständlich abhängig von der letztendlichen 
Gestaltung des Standortes und den damit einhergehenden Möglichkeiten.
 
Frage 5b:
Die Schulhöfe des Heisenberg Gymnasiums und der Theodor-Heuss-Realschule gehen 
fließend ineinander über. Hier gibt es schulorganisatorische Regelungen, um die Aufsicht 
entsprechend zu gewährleisten.
Sofern die Gesamtschule auf der angedachten Fläche hinter der Sporthalle Eving I errichtet 
wird, gibt es eine derartige Überschneidung bzw. einen fließenden Übergang der 
Pausenfläche nicht. Der Standort der Sporthalle markiert das Ende des Grundstückes der 
Gesamtschule. Der Bereich rund um die Halle wird aktuell vom Heisenberg Gymnasium 
abgedeckt. Da sich vor den Sporthallen die Stellplätze für PKW befinden, ist der Bereich 
grundsätzlich gut einzusehen. Sollte das Grundstück der Gesamtschule direkt dort 
anschließen und einen Zugang zu der Fläche ermöglichen, wäre eine Abstimmung mit dem 
Gymnasium erforderlich. Unter den gegebenen Umständen scheint diese jedoch ohne große 
Hindernisse durch Kooperation der Schulen realisierbar zu sein.
Sobald die Planungen entsprechend fortgeschritten sind, werden die Schulen zur 
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Abstimmung dieser Frage beteiligt, um keine Unsicherheiten in der Anfangsphase der 
Gesamtschule zu riskieren.  
 
Außerdem beantwortet die Verwaltung im Auftrag des Oberbürgermeisters die mündlichen 
Anfragen zur Stellungnahme der Fraktionen CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, VOLT sowie 
SPD im Schulausschuss: 
 

1. Die Vorlage weist darauf hin, dass es zu möglichen Verschiebungen sowie zu 
zeitweisen Rückstellungen oder Verzögerungen in der Bearbeitung der anderen 
Projekte kommen kann. Bisher wurden keine Projekte durch das Sofortpaket Schule 
zurückgestellt, sollte dies jedoch der Fall werden, wird zunächst geprüft welches 
Projekt bei einer Zurückstellung zu den geringsten Nachteilen für die Stadt Dortmund 
führt. 

 
2. Die vorgesehenen endgültigen Schulstandorte werden nach aktuellem Stand 

schulformunabhängig geplant. Die Raumplanung orientiert sich dabei an einer 
Kombination aus einer sechszügigen Sekundarstufe I (Gesamtschule) und einer 
siebenzügigen Sekundarstufe II (Gymnasium). Durch die Kombination beider 
Konzepte SEK I und der SEK II wird ausreichend Platz geschaffen, um mit der 
geringstmöglichen Anzahl an Standorten auszukommen. Die vorliegende 
Kombination ermöglicht zudem das Gebäude ohne vorherige Festlegung der 
Schulform zu errichten. Die jetzige Raumplanung ist insofern korrekt. Diese 
Raumplanung bedeutet nicht, dass eine Schule mit mehr als sieben Schulzügen 
errichtet wird.

 
3. Die Fragestellung, wonach der Hinweis auf das nördliche Stadtgebiet nicht 

weitgehend genug sei, lässt offen, welche weiterführenden Hinweise benötigt werden.
Wir werden diese gern nachreichen oder mündlich in der Sitzung des AFBL dazu 
Stellung nehmen.

 
4. Das bestehende Gebäude deckt nicht den erforderlichen Raumbedarf einer 

weiterführenden Schule ab. Die nutzbare Größe liegt unter zwei Jahrgängen einer 
sechszügigen Gesamtschule. Die verfügbare Gesamtfläche im Eigentum der Stadt ist
für eine ausreichende bauliche Erweiterung für ein vollständiges Schulquartier nicht 
ausreichend. Teile des Geländes befinden sich im Privateigentum. Die notwendigen 
Sanierungs- und Modernisierungsarbeiten am Bestandsgebäude sind kostenintensiv 
und zeitaufwendig, da die ehemalige Flüchtlingsunterkunft zunähst zurückgebaut 
werden müsste. Aus den genannten Gründen ist sowohl die rechtzeitige als auch die 
ausreichende Errichtung der benötigten Bedarfe an diesem Standort nicht möglich. 

 
 
 
 
 
 
Alexander Kalouti
Oberbürgermeister
 

 
 




